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E-ID-ABSTIMMUNG

Ein kleinlicher
Entscheiddes
Bundesgerichts
Die Abstimmung zur E-ID wird nicht
wiederholt, so hat das Bundesgericht
entschieden. Mehrere Kläger hatten
eine Neuauflage des äusserst knappen
Volksentscheids zugunsten der E-ID
gefordert, weil mit der Swisscom ein
bundesnaher Betrieb die Pro-Kampa-
gnemit 30000 Franken unterstützt
hatte. Die «NZZ am Sonntag» hatte die
umstrittene Spende publik gemacht.
Inhaltlich mag das Gericht richtig lie-

gen; eineWahlwiederholung erscheint
angesichts der eher bescheidenen
Swisscom-Spende unverhältnismässig.
Das Problem ist jedoch: Die Richter be-
gründen den Entscheid rein formell.
Danach haben die Kläger die Be-
schwerdefrist verpasst. Diese beträgt
lächerliche drei Tage nach der Ent-
deckung des Beschwerdegrundes.
Obwohl die Kläger am Tag nach dem

Erscheinen des Zeitungsberichts ihre
Beschwerde einreichten, genügte es
nicht. Denn die Swisscom-Spende war
bereits zuvor auf einerWebsite der
Finanzkontrolle angezeigt worden. Nur
schaut dort kaum jemand vorbei. Der
Lausanner Entscheid mutet kleinlich an.
Umsomehr, weil dasselbe Gericht die
Kantone in anderen Fällen zur gross-
zügigen Bemessung von Beschwerde-
fristen angehalten hat. Mit ihrer harten
Auslegung liefern die Richter unnöti-
gerweise all jenenMunition, die ohne-
hin am korrekten Funktionieren von
Demokratie und Rechtsstaat zweifeln.

Daniel Foppa
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SWISS

Jetzt bleibt nur noch
dasSchöggeli
Die Lufthansa streicht das Gratis-
Handgepäck auf der Kurz- und
Mittelstrecke, und ihre Tochter Swiss
muss selbstverständlich mitziehen.
Wer künftig den günstigsten Tarif
bucht, darf nur noch eine schmale
Laptop- oder Handtasche mit an
Bord nehmen. Das Rollköfferchen
ist erst ab der nächsthöheren Preis-
stufe inbegriffen.
Die Swiss macht geltend, dass es

sich um eine Angebotserweiterung
und nicht um einen Serviceabbau
handelt. Mit Verlaub: Das nimmt ihr
niemand ab. Denn dieselbe Argumen-
tation haben vor ein paar Jahren
die Billig-Airlines vorgebracht, als sie
ihrerseits das Rollköfferchen gestri-
chen haben. Günstiger ist Fliegen
dadurch unter dem Strich nicht
geworden. Man zahlt nun einfach
jede Zusatzleistung extra.
Die Swiss steht bereits im Brenn-

punkt einer hitzig geführten Qualitäts-
debatte, viele Kunden sprechen ihr
das Prädikat «Premium-Airline» ab.
Nun opfert sie leichtfertig eines
ihrer letzten Distinktionsmerkmale
gegenüber der Konkurrenz. Was sie
künftig noch unterscheidet von
Easyjet und Konsorten? Das Schög-
geli vor der Landung.

Moritz Kaufmann

CORONA-PANDEMIE

Patrick Fischers Fall
macht klar: Es ist Zeit
für Versöhnung
Die Corona-Pandemie liegt bereits
einige Jahre zurück, ihre gesellschaft-
lichen Nebenwirkungen sind noch da.
Damals taten sich Gräben auf zwi-
schen Massnahmenbefürwortern
und Impfgegnern, oft quer durch
Familien. Skeptiker galten den einen
als Schwurbler, Befürworter den
anderen als Schlafschafe. Eine wirk-
liche Versöhnung hat seither kaum
stattgefunden, obwohl sich beide Sei-
ten in mancher Gewissheit irrten, wie
sich mit einiger Distanz auf das
Geschehene zeigt.
Und nun reisst die Causa um das

gefälschte Impfzertifikat des Eis-
hockeytrainers Patrick Fischer diese
alten Wunden wieder auf: Zuerst wird
Fischer entlassen, dann gerät der
SRF-Journalist Pascal Schmitz, der
den Fall an die Öffentlichkeit brachte,
wegen alter Facebook-Beleidigungen
unter Druck und wird vom Bildschirm
verbannt. Ein Blick in Kommentarspal-
ten und Social Media zeigt: Der alte
Hass ist noch da.
Gerade dieser Fall hätte die Ge-

legenheit geboten, anzuerkennen,
dass unter dem enormen gesell-
schaftlichen und psychischen Druck
jener Zeit Fehler gemacht wurden,
hüben und drüben. Doch bis dahin
scheint noch viel Aufarbeitung nötig.

René Donzé

Als im Jahr 2019 eine grüne Welle Westeuropa erfasste,
nahmen dies viele als Zeichen eines grundlegen-
den gesellschaftlichen Wandels wahr. Dekarbo-
nisierung wurde auch in der Wirtschaft zum dring-
lichen Gebot. Wer etwas auf sich hielt, stand für

Diversität ein und gegen steile Hierarchien. Nachhaltigkeit
avancierte zum Schlagwort der Stunde.

Heute wirkt die progressive Wende, obwohl sie erst wenige
Jahre her ist, wie das Echo einer vergangenen Zeit. Covid, der
Krieg in der Ukraine und nicht zuletzt auch schrille Überdrehun-
gen des Zeitgeists haben das Pendel rasch umschlagen lassen.
Statt um eine breit akzeptierte liberale Gesellschaftspolitik
drehten sich die Debatten zunehmend um korrekte Sprache und
Gendern. Und Flugscham, Vegan-Hype und Klimakleber mach-
ten aus einem Trend- für viele ein Nervthema.

Quer durch Europa begann der Aufstieg von rechten Parteien.
Spätestens als Donald Trump Anfang 2025 ins Weisse Haus
zurückkehrte, nahmen dies viele als Zeichen eines grund-
legenden gesellschaftlichen Wandels wahr. Der Vormarsch der
Autoritären und die Erosion der Rechtsordnung erschienen
nun ebenso zwingend wie ein paar Jahre zuvor die Dekarbo-
nisierung der Wirtschaft.

Und wieder kommt es zu schrillen Überdrehungen des Zeit-
geists mit den schrillsten Auswüchsen in den USA. Dabei gibt
es einen fundamentalen Unterschied: Sie kommen nun nicht
mehr aus woken Eliteuniversitäten, sondern direkt aus dem
Weissen Haus. Dort verjubelt Donald Trump – als gäbe es kein
Morgen – sein enormes politisches Kapital, das ihm sein zweiter
Wahlsieg verschafft hatte. Statt sich um die Bedürfnisse seiner
Wählerinnen und Wähler zu kümmern, beschäftigt er sich mit
sich und seiner Rolle in der Welt. Offensichtlich geht es ihm
nicht um die Menschen draussen im «Rust Belt» und in der
Prärie, die sich von den liberalen Washingtoner Eliten vernach-
lässigt sahen. Es geht ihm um sein Ego und sein Portemonnaie.
Da gleicht ihm Viktor Orban mit seiner korrupten Vetternwirt-
schaft. Nur dass es beim ungarischen Ministerpräsidenten viel
länger dauerte, bis dies der breiten Öffentlichkeit dämmerte.

Trump II hat es geschafft, selbst beim populärsten seiner
Themen, der Migrationspolitik, innert Kürze den Anschluss an
die gesellschaftliche Mitte zu verlieren. Mit seiner brutalen
ICE-Truppe verschreckt er die «Independents». Nicht anders als
bei der Wokeness zeigt sich auch jetzt: Wer den Zeitgeist über-
dreht, sorgt dafür, dass sich dieser rasch überlebt. Was wie ein
langfristiger Megatrend erscheint, trägt in sich bereits den Keim
eines nächsten Gegentrends.

Anfang des 21. Jahrhunderts prägte der britische Politologe
Colin Crouch den Begriff der Postdemokratie. Er befürchtete,

Ob links oder rechts:
Die schrille Überdrehung
des Zeitgeists nützt den
Gegnern und beschädigt
die Demokratie

Im Landesinnern dass sich die grossen Parteien nur noch am sogenannten Median-
wähler in der Mitte des politischen Spektrums orientieren
würden, um die Mehrheit zu gewinnen. Die Parteiprogramme
schienen sich immer mehr anzugleichen, so dass die Wählenden
keine echten Alternativen mehr hatten. Nach Crouchs Theorie
wurde so aus der Demokratie eine Postdemokratie.

Dann kam Social Media. Die unkontrollierten Echoräume
gaben den Schrillen ein Megafon, das alles Gemässigte über-
tönte. Die alten Parteieliten verloren die Kontrolle über den
Diskurs und der Medianwähler seine Stellung. Es kam zur
Polarisierung und mit ihr zu den Überdrehungen des Zeitgeists.
Seither neigen jene, die vom derzeitigen Stimmungstrend getra-
gen werden, zu schriller Übertreibung. Sie dominieren die
globalen Diskursräume, treiben die Gemässigteren vor sich her
und setzen so, wie von unsichtbarer Hand koordiniert, globale
Pendelschläge in Gang.

Selbst die Schweiz – sie war bis Anfang der zehner Jahre unseres
Jahrhunderts politisch fast nur an sich selbst orientiert – wurde
auf einmal ein Teil davon. Das Land wurde von einer grün-pro-
gressiven Welle erfasst, als diese durch die westliche Welt rollte. Es
erlebt einen Rechtsrutsch, wenn es überall in diese Richtung geht.
Und alles spricht dafür, dass es auch mit einem nächsten Trend
mitgehen wird.

Dabei wäre ein bisschen mehr von dem, was der Brite Colin
Crouch einst Postdemokratie nannte, für das Wohl und die
Zukunft der Demokratie jetzt entscheidend. Zwar tragen die
schrillen Überdrehungen des Zeitgeists selbst zu ihrer Korrektur
bei, sie beschädigen dabei jedoch die demokratische Kultur.
Diese wieder zu reparieren, ist die wahre Herausforderung, die
sich allen nicht so Schrillen stellt.

MICHAEL HERMANN leitet das
Zürcher Forschungsinstitut Sotomo.
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Ein Verbot des Kopftuchs an Schulen
schliesst nicht aus, es integriert

LESERBRIEFE

Reich und doch
schutzlos
«Wir haben nichts. Nichts. Null»
«NZZ am Sonntag» vom 19. April
Die Schweiz ist eines der reichsten
Länder und schafft es nicht, sich zu
schützen! Es fehlt uns der sicherheits-
politische Konsens, unsere Politik wird
von Zauderern und Zweiflern geprägt.
Die Entscheidung, die wir nun rasch
fällen sollten, lautet: Verzicht auf der
einen Seite, um dafür auf der anderen
Seite unseren Frieden und unsere Frei-
heit zu sichern. Der Iran-Krieg hat
eben bewiesen, wie schnell auch
unbeteiligte Staaten direkt vom Krieg
betroffen werden können. Leisten
wir unseren Beitrag!
Patrick Daepp, Münsingen (BE)

Personalbedarf?
«Manchmal gehen Kinder auch
vergessen»
Wenn zwei Betreuer von einem Ausflug
nur nochmit vier von ursprünglich
fünf Kindern in die Kita zurückkehren
und im Artikel Personalmangel als
Ursache für unter anderem solche
Fehler genannt wird, sei die Frage
erlaubt: Wie vieler Betreuer bedarf es
denn, um eine Gruppe von fünf
Kindern wieder vollständig zum Aus-
gangsort zurückzuführen?
Haroun Frick, Therwil (BL)

Das Matriarchat
geht anders
«Frauenherrschaft gab es noch nie»
Dass es Frauenherrschaft noch nie gab,
ist in der Matriarchatsforschung unbe-
stritten. Denn es geht bei Matriarcha-
ten nicht um eine Umkehrung von
patriarchatsimmanenten Herrschafts-
ansprüchen. Heide Göttner-Abendroth
definiert matriarchale Kulturformen
als Alternative zu patriarchalen Kultur-
formen sehr viel differenzierter und
intelligenter als der Autor.
Ulrike Pittner, Ettingen (BL)

Grosse Frage
«Der mysteriöse Weg des Schamanen»
Vor dem Betreten des Waldes frage er
jeweils die Bäume, ob er hinein-
kommen dürfe, sagte der frühere Coach
der Schweizer Eishockey-National-
mannschaft. Wie verhielt sich Patrick
Fischer, wenn die Bäume Nein sagten?
Rolf Baumgartner, Opfikon (ZH)

Das nenne ich
nachhaltig
«Personen nein, Geld schon»
Hier sieht man wieder einmal die Dop-
pelzüngigkeit der SVP. Bestes Kultur-
land soll für einen Campus geopfert
werden, wobei ich kaum glaube, dass
Hitachi Arbeitskräfte von hier rekru-
tiert. Meistens holen die Techunterneh-
men Expats, die dann wiederum Infra-
struktur – Schulhäuser, Spitäler, Woh-
nungen – benötigen. Gerade die SVP
schreit sonst am lautesten, wenn
wieder ein Bauernhof verschwindet
und wertvolles Land überbaut wird. Ich
hoffe, dass der Widerstand Erfolg hat.
Steht doch in Otelfingen ein Industrie-
gebiet bereit, für das kein einziger Qua-
dratmeter Land bereitgestellt werden
muss. Das nenne ich nachhaltig.
RuthHaug, Guntershausen (TG)

CHAPPATTE

Sie erreichen uns mit Ihren Leserbriefen
per E-Mail: leserbrief.sonntag@nzz.ch

DER EXTERNE STANDPUNKT

Wennwir künftig an unseren
Schulen das Tragen von
Kopftüchern verbieten,
transportiert das eine klare
Botschaft anMädchen und
junge Frauen. Sie lautet:
Unterwirf dich nicht,
integriere dich! Das passt zu
einem säkularen Staat,
findet André Seidenberg
Die Abschaffung der männlichen Ordnung
geschah in unserem Staat bekanntlich vor noch
nicht allzu langer Zeit. Und dieser Prozess
der Zivilisation geht bis heute weiter. In den
Kantonen Zürich und St. Gallen gibt es gegen-
wärtig politische Vorstösse für ein Kopftuch-
verbot an Schulen, trotz einemUrteil des
Bundesgerichts, das 2015 ein Kopftuchverbot
als unverhältnismässigen Eingriff in die Reli-
gionsfreiheit betrachtete.

Das Kopftuch erinnert an die Unterdrückung
von Frauen undMädchen. Noch unsere Gross-
mütter haben ihre Sittsamkeit und ihren Gehor-
sam gegenüber der vonMännern gemachten
Ordnungmit einem Kopftuch signalisieren
müssen. Heute schickenMütter aus patriarcha-
len Kulturen ihre kleinen Töchter wieder mit
einem Kopftuch in die Schulen. Was beweisen
sie ihrem Gatten? Was zeigen sie ihren Töch-
tern? Was demonstrieren sie uns damit?

Ein Kopftuch kann den weiblichen Körper
gleichzeitig verbergen und als Besitz darstellen.
In liberalen Gesellschaftenmag es auch als Aus-
druck von Selbstbewusstsein getragen werden,
aber häufig reicht das Ausmass der mit dem
Kopftuch verbundenen Unterdrückung in

tiefste patriarchale Abgründe. Unter diesem
Stück Tuch verbirgt sich oft die krasse
Beschneidung und körperliche Verstümme-
lung der weiblichen Selbstbestimmung und
Sexualität, nicht nur im islamischen Afrika
und in Asien.

In meiner jahrzehntelangen, auch gynäkolo-
gischen ärztlichen Praxis habe ich viele dieser
Frauen untersucht. Das Leid war oft unaus-
sprechlich. Die männlichen Begleiter meiner
Patientinnen – Schwängerer, Freunde, Gatten,
Väter oder Brüder – fühlten sich berufen, für
ihre Frauen das Gespräch zu führen. Sie muss-
ten so offensichtlich ihre Verfügungsgewalt
demonstrieren. Obwohl ein ungestörtes
Gesprächmit der Frau natürlich unumgänglich
war. Gelegentlich musste ein solche sogar
erzwungen werden. Wie oft zeigte sich erst
dann die ganze Angst, traten völlig andere
Wünsche zutage. Wie oft durfte der endlich
imWartezimmer platzierte Mann nichts von
einer unerwünschten Schwangerschaft wissen.
Nicht selten konnte die Frau sich mit uns
viel besser in einer gemeinsamen Sprache ver-
ständigen als der männliche Begleiter, der eben
noch auf seiner Rolle als unentbehrlicher Dol-
metscher bestand.

Oft müssen Frauen ihre Kompetenz und
ihren autonomenWillen verbergen, um
unter dem Deckmantel der Religionmänn-
liche Egos zu schützen. Aber unser Staat
schützt keine männlichenMachtansprüche,
auch nicht solche, die sich auf die religiöse
Freiheit berufen.

Die Rechte des Individuums entwickelten
sich in Europa zuerst aus der Diskussion um
religiöse Freiheit und Selbstbestimmung. Diese
Diskussion kann nie abgeschlossen sein. Denn
religiöse Macht wurde immer auch zur Unter-
drückungmissbraucht. Der Staat aber garan-
tiert die individuellen Rechte und beschneidet
die Machtansprüche von Dritten.

Nun endet die Macht der Eltern an den Toren
zur Schule natürlich nicht vollständig. Aber der

Staat garantiert den Kindern die Freiheit, die sie
brauchen. Eltern haben ein individuelles Mit-
spracherecht daran, was mit ihren Kindern an
der Schule geschieht. Aber der Staat schafft in
seinen Schulen den Freiraum, den Kinder brau-
chen, um sich selbstbestimmt in unsere Gesell-
schaft einfügen zu können. Ein Kopftuchverbot
an öffentlichen Schulen kann da helfen.

Sicher, die Schule hat auf individueller Ebene
auch andere Mittel, um zu helfen und um Scha-
den abzuwenden. Aber der Staat ist in Bezug auf
sich selbst nicht wertfrei, die staatliche Stel-
lungnahme für einen freien Menschen ist zwin-
gend und notwendig. Ein Kopftuchverbot an
Schulen ist eine Möglichkeit, die unbedingt
wahrgenommen werden sollte.

Ein Kopftuchverbot ist im Übrigen auch
etwas völlig anderes als das identitäre Minarett-
Verbot. Die Forderung nach einem Kopftuch-
verbot signalisiert kein «Wir gegen die ande-
ren», sondern das exakte Gegenteil davon.
Es geht um Integration, nicht um das Aus-
schliessen vonMenschen. Das ist ein legitimes
Anliegen, auch wenn hinter den gegenwärti-
gen politischen Vorstössen fremdenfeindliche
und sogar rassistische Motive vermutet
werdenmüssen.

Mit einem Kopftuchverbot an ihren Schulen
sagt unsere Gesellschaft denMädchen und
jungen Frauen: Unterwirf dich nicht! Integriere
dich! Ich, der Staat, schütze dich vor Herr-
schaftsansprüchen Dritter. Wir wollen und
brauchen dich als selbstbestimmte Frau, als
Teil unserer Gesellschaft. Die Schule bietet dazu
die Möglichkeit und den Raum.

ANDRÉ SEIDENBERG, 1951, war über 40 Jahre
lang allgemeinmedizinisch praktizierender Arzt in
Zürich. In Zusammenarbeit mit Universität und
Stadtspital Zürich führte er neue Methoden für
den ambulanten Schwangerschaftsabbruch
(One-Stop Medical Termination of Pregnancy) in
der Schweiz ein. Auch engagierte er sich für
einen schadensmindernden Umgang mit Drogen.


